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Zusatz-Verwaltungsvereinbarung ,Administration” zum DigitalPakt Schule 2019 bis
2024

Zusatz-Verwaltungsvereinbarung ,,Administration”
zum DigitalPakt Schule 2019 bis 2024

Der Senat tiberreicht der Biirgerschaft (Landtag) gemal Artikel 79, Absatz 2
der Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen den anliegenden Entwurf
der Zusatz-Verwaltungsvereinbarung ,Administration” zum DigitalPakt
Schule 2019 bis 2024 zwischen dem Bund und den Landern mit der Bitte um
Kenntnisnahme.

Die Investitionen des Digital-Pakts Schule in digitale kommunale Bildungsinf-
rastruktur ermoglichen deutschlandweit eine deutliche Starkung der Grundla-
gen fur digital gestiitztes Lehren und Lernen. Die SchulschlieBungen
beziehungsweise der eingeschriankte Schulbetrieb infolge der COVID-19-
Pandemie haben Schulen und Schultrager wie auch die Lander in ihrer Verant-
wortung fir die Schulen vor enorme Herausforderungen gestellt und werden
die Akteure auch im Verlauf der Pandemie weiterhin fordern. Zugleich wurde
deutlich, welche zuséatzlichen Anforderungen an die digitalen Bildungsinfra-
strukturen mit der Administration von Lehr-Lern-Infrastrukturen entstehen.
Der Bund hat sich vor diesem Hintergrund entschlossen, die Lander in ihren
gesamtstaatlich bedeutsamen Investitionen in den zliigigen Auf- und Ausbau
digitaler Lehr-Lern-Infrastrukturen durch zusatzliche 500 Millionen Euro zur
Forderung von professionellen Strukturen zur Administration zu unterstiitzen.
Im Gegenzug verstdarken die Lander ihre Anstrengungen zur Fortbildung der
Lehrkrafte im Bereich digitaler Lehr-Lern-Szenarien (zum Beispiel Technik, Di-
daktik, Medienkompetenz). Die Mittel des Bundes werden als Finanzhilfen ge-
maB Artikel 104c GG gewahrt.

Der Senat hat die Senatorin fiir Kinder und Bildung mit Beschluss in der Se-
natssitzung am 20. Oktober 2020 erméchtigt, die Verwaltungsvereinbarung fir
die Freie Hansestadt Bremen zu unterzeichnen.

Die Vereinbarung tritt in Kraft, sobald alle Bundeslander die formalen Voraus-
setzungen erfiillt haben und die zustdndigen Ministerinnen und Minister sie
darauffolgend unterschrieben haben.

Forderfahig sind:

1. Befristete Ausgaben fiir Personalkosten als Personalmittel beziehungs-
weise als Sachmittel in direkter Verbindung mit InvestitionsmaBnahmen
des DigitalPakts Schule sowie weiterer Zusatzvereinbarungen zum Digi-
talPakt Schule auf der Ebene der Lander oder der Schultrager fiir profes-
sionelle Administrations- und Support-Strukturen.

2. Pauschalierte Zuschiisse zu Ausgaben fiir die Qualifizierung und Weiter-
bildung von bei den Ldndern oder bei Schultrégern angestellten IT-
Administratorinnen und -Administratoren in Héhe von bis zu 10 000 Euro



einmalig pro Fachkraft. Qualifizierungen und Weiterbildungen miissen ei-
nen unmittelbaren Bezug zu Systemen und Technologien haben, die fir
die zu betreuenden Schulen eingesetzt werden oder deren Einfithrung
konkret geplant ist.

Die Bundesmittel sind zusatzlich einzusetzen. Zur Verwendung der Bundesmit-
tel befindet sich derzeit eine Senatsvorlage in Erarbeitung.



Entwurf
Zusatz-Verwaltungsvereinbarung ,Administration”

Zum DigitalPakt Schule 2019 bis 2024

Die Bundesrepublik Deutschland
- Sondervermogen ,,Digitale Infrastruktur” —
- nachstehend ,,Bund“ genannt -
und

die Lander schlieRen folgende Vereinbarung:

Praambel

Die Investitionen des DigitalPakts Schule in digitale kommunale Bildungsinfrastruktur ermdoglichen
deutschlandweit eine deutliche Starkung der Grundlagen fir digital gestltztes Lehren und Lernen.
Die SchulschlieBungen bzw. der eingeschrankte Schulbetrieb infolge der COVID-19 Pandemie haben
Schulen und Schultrager wie auch die Lander in ihrer Verantwortung fiir die Schulen vor enorme Her-
ausforderungen gestellt und werden die Akteure auch im Verlauf der Pandemie weiterhin fordern.
Zugleich wurde deutlich, welche zusatzlichen Anforderungen an die digitalen Bildungsinfrastrukturen
mit der Administration von Lehr-Lern-Infrastrukturen entstehen. Der Bund hat sich vor diesem Hin-
tergrund entschlossen, die Lander in ihren gesamtstaatlich bedeutsamen Investitionen in den zligi-
gen Auf- und Ausbau digitaler Lehr-Lern-Infrastrukturen durch zusatzliche 500 Millionen Euro zur For-
derung von professionellen Strukturen zur Administration zu unterstitzen. Im Gegenzug verstarken
die Lander ihre Anstrengungen zur Fortbildung der Lehrkrafte im Bereich digitaler Lehr-Lern-Szena-
rien (z. B. Technik, Didaktik, Medienkompetenz). Die Mittel des Bundes werden als Finanzhilfen ge-
maRk Art. 104c GG gewahrt.

§ 1 - Umfang der Finanzhilfen

(1) Vorbehaltlich der Mittelbereitstellung durch den Haushaltsgesetzgeber gewéahrt der Bund den
Liandern Uber diein § 1 Abs. 1 Satz 1i. V. m. § 8 Abs. 1, 3 der Verwaltungsvereinbarung DigitalPakt
Schule 2019 bis 2024 (VV) sowie den im Zusatz zur Verwaltungsvereinbarung DigitalPakt Schule 2019
bis 2024 , Sofortausstattungsprogramm® hinaus gewahrten Finanzhilfen zweckgebunden weitere Fi-
nanzhilfen in Héhe von 500 Millionen Euro.

(2) Die Lander einschlieflich der Kommunen erbringen einen Eigenanteil in Hohe von mindestens
zehn von Hundert dieser weiteren Bundesmittel gemald § 8 Abs. 4 VV.



§ 2 - Férdergegenstidnde und Férderbereiche

(1) Die Finanzhilfen dienen in unmittelbarer Verbindung mit den Investitionen im DigitalPakt Schule,
sowie weiterer Zusatzvereinbarungen im Rahmen des DigitalPakts Schule der Férderung der Ausbil-
dung und Finanzierung von IT-Administratorinnen und Administratoren, die fiir Schulen eingesetzt
werden.

(2) Forderfahig sind

a) befristete Ausgaben fir Personalkosten als Personalmittel bzw. als Sachmittel in di-
rekter Verbindung mit InvestitionsmalRnahmen des DigitalPakts Schule sowie weite-
rer Zusatzvereinbarungen zum DigitalPakt Schule auf der Ebene der Lander oder der
Schultrager fir professionelle Administrations- und Support-Strukturen.

b) pauschalierte Zuschiisse zu Ausgaben fiir die Qualifizierung und Weiterbildung von
bei den Landern oder bei Schultragern angestellten IT-Administratorinnen und -Admi-
nistratoren in Hohe von bis zu € 10.000,- einmalig pro Fachkraft. Qualifizierungen und
Weiterbildungen missen einen unmittelbaren Bezug zu Systemen und Technologien
haben, die fiir die zu betreuenden Schulen eingesetzt werden oder deren Einflihrung
konkret geplant ist.

§ 3 — Antragsberechtigung

(1) Die Forderung erfolgt auf Antrag und nach MaRgabe der auf Grundlage und im Rahmen dieser Zu-
satzvereinbarung auszugestaltenden Férderbekanntmachung des jeweiligen Landes.

(2) Antragsberechtigt sind Lander, Schultrager sowie interkommunale Trager sowie insbesondere
auch mit der Durchfiihrung betraute Organisationen im Rahmen der jeweiligen Férderbekanntma-
chung.

(3) Antragsberechtigt fiir Aufwendungen fiir Qualifizierung und Weiterbildung sind im Bereich lan-
desweiter Strukturen die Lander, im Bereich regionaler Dienstleister die Kommunen und sonstige
Sachaufwandstrager.

§ 4 — Verstarkung der Fortbildung der Lehrkrafte im Bereich der digitalen Bildung

(1) Lander, die Mittel gemaR dieser Zusatzvereinbarung ,Administration” in Anspruch nehmen, ver-
starken die Fortbildung der Lehrkrafte im Bereich digitale Bildung. Bezugszeitpunkt fiir die diesbezlig-
lichen Anstrengungen der Lander ist das Schuljahr 2018/19.

(2) Die FortbildungsmalBnahmen beinhalten didaktische und technische Fortbildung von Lehrkraften
zu digitalen Lehr- und Lernszenarien, die die Unterstiitzungsleistung fiir Schulen bietet, um sowohl in
prasenz- als auch in distanzorientierten digitalen Lernsettings erfolgreich arbeiten zu konnen. Einge-
schlossen sind die strategische Fortbildung von Mitgliedern der Schulleitungen und weitere systemi-
sche MalRnahmen in zuvor gennannten Themenfeldern.



(3) Die Lander definieren bilateral mit dem Bund Kriterien fiir den Nachweis der Verstarkung von
Qualifizierungsmalinahmen auf Grundlage der Anlage zu dieser ZV. Die Festlegungen berlicksichtigen
dabei die Situation des jeweiligen Landes. Es wird ein einheitliches Berichtsraster angestrebt.

(4) Uber die Verstarkung der FortbildungsmaRnahmen berichten die Linder im Rahmen ihrer Be-
richtspflichten gemald § 18 VV mit der MalRgabe, dass nur zum Stichtag 31.12. Giber das vergangene
Schuljahr berichtet wird. Der erste Bericht wird Gber das Schuljahr 2020/2021 mit dem Stichtag
31.12.2021 zum 15.02.2022 fertiggestellt.

§ 5 - Forderzeitraum

Forderfahig sind nur Investitionen und befristete Ausgaben nach MaRgabe von § 2, die zwischen dem
03.06.2020 und dem Ende des Forderzeitraums des DigitalPakts Schule getatigt wurden.

§ 6 - Programmsteuerung, Bekanntmachungen

(1) Die Vergabe der Mittel erfolgt auf Grundlage von Landerprogrammen, die im Rahmen dieser Zu-
satzvereinbarung die Kriterien zur Antragstellung und Bewilligung enthalten (Bekanntmachungen).

(2) Jedes Land erstellt vor Beginn der ersten Malknahmen im Benehmen mit dem Bund seine Be-
kanntmachungen. Nachdem das Benehmen mit dem Bund erzielt ist, unterrichtet das Land die ge-
meinsame Steuerungsgruppe liber den geplanten Inhalt der Bekanntmachungen. AnschlieRend ver-
offentlicht das Land die Bekanntmachungen. Das Land kann nach dem gleichen Verfahren die Be-
kanntmachungen dndern und weitere Bekanntmachungen veroéffentlichen.

§ 7 — Antragswesen

(1) Die Mittel werden auf Antrag gewahrt und Uber benannte Stellen bereitgestellt. Die Aufgaben der
benannten Stellen gemaR Satz 1 entsprechen § 7 VV.

(2) Antragsteller diirfen wahrend der Laufzeit des Férderprogramms mehrfach Antrage stellen.

(3) Die Lander gestalten das Antragsverfahren zum Aufbau von Admin-Strukturen derart, dass die An-
trage Angaben enthalten zum dauerhaften Betrieb und ggf. zum Bezug zu § 3 Abs. 2 Nr. 3 VV.

§ 8 —Eigenanteil, Verteilung der Finanzhilfen auf die Lander

(1) Die Bundesmittel verteilen sich auf die Lander nach dem Konigsteiner Schliissel wie folgt, wobei
offentliche und private Trager anteilig zu beriicksichtigen sind:



Land Anteil in % Anteil in Euro
Baden-Wiirttemberg 13,01280% 65.064.000
Bayern 15,56491% 77.824.550
Berlin 5,13754% 25.687.700
Brandenburg 3,01802% 15.090.100
Bremen 0,96284% 4.814.200
Hamburg 2,55790% 12.789.500
Hessen 7,44344% 37.217.200
Mecklenburg-Vorpommern 1,98419% 9.920.950
Niedersachsen 9,40993% 47.049.650
Nordrhein-Westfalen 21,08676% 105.433.800
Rheinland-Pfalz 4,82459% 24.122.950
Saarland 1,20197% 6.009.850
Sachsen 4,99085% 24.954.250
Sachsen-Anhalt 2,75164% 13.758.200
Schleswig-Holstein 3,40526% 17.026.300
Thiringen 2,64736% 13.236.800
Gesamt 100,00% | 500.000.000,00

(2) Der Bund beteiligt sich mit einer Forderquote von hdchstens 90 Prozent, die Lander einschlieRlich
der Kommunen beteiligen sich mit mindestens 10 Prozent am Gesamtvolumen des 6ffentlichen Fi-
nanzierungsanteils der férderfahigen Kosten fiir MaBnahmen gemal § 2 eines Landes. Die Lander er-
moglichen die Teilnahme finanzschwacher Kommunen.

§ 9 - Zusatzlichkeit der Bundesmittel

Die Lander und Kommunen fiihren die von ihnen in Umsetzung der KMK-Strategie Bildung in der digi-
talen Welt bereits begonnenen Férder- und Investitionsprogramme wie geplant weiter. Sie stellen
sicher, dass die Bundesmittel zusatzlich eingesetzt werden.



§ 10 - Doppelférderung

Doppelférderungen sind unzuldssig. Die Lander stellen sicher, dass es keine Doppelférderungen von
QualifizierungsmalRnahmen nach § 2 lit. b) dieser Vereinbarung und anderen Vorhaben im DigitalPakt
Schule gibt. Produktschulungen, die in Vorhaben gem. § 3 Abs. 1 bis 3 der Verwaltungsvereinbarung
zum DigitalPakt Schule mit Bundesmitteln gefordert werden, sind nicht auf Fortbildungen der Lander
nach § 4 dieser Zusatzvereinbarung anrechenbar. Die Eigenanteile der Lander einschlieBlich der Kom-
munen an der Investition diirfen nicht durch EU-Mittel ersetzt werden. Auch dirfen die Bundesmittel
nicht zur Kofinanzierung von durch EU-Mittel geforderten Programmen genutzt werden.

§ 11 - Bewirtschaftung der Bundesmittel

(1) Die Bundesmittel werden als Einnahmen in den Haushalten oder in Sondervermégen der Lander

vereinnahmt. Die benannte Stelle im Land ist ermachtigt, die Auszahlung der Bundesmittel anzuord-
nen, sobald sie zur anteiligen Begleichung erforderlicher Zahlungen bendétigt werden. Die Lander lei-
ten die Finanzhilfen des Bundes unverziiglich an die Letztempfanger weiter. Die Bewirtschaftung der
Bundesmittel richtet sich nach dem Haushaltsrecht der Lander. Die Mittel werden auf Grundlage der
Bekanntmachungen dieser ZV ,,Administration” bewilligt.

(2) Bei Planung, Durchfiihrung und Mittelverwendung sind die Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit einzuhalten.

(3) Die Anforderungen an die Mittelplanung gemaR § 11 VV bleiben unberihrt.

(4) Die MaRnahmen dieser Zusatzvereinbarung ,,Administration” sind bis zum 31.12.2025 vollstandig
abzurechnen.

§ 12 - Nachweis der Verwendung; Kontrolle

Die Nachweiskontrolle in § 12 VV wird dahingehend erganzt, dass § 12 Abs. 2 VV um folgende Anga-
ben erweitert wird:

- Verbindung der MalRnahmen nach dieser Zusatzvereinbarung ,,Administration” zu Investitio-
nen nach der Verwaltungsvereinbarung zum DigitalPakt sowie weiterer Zusatzvereinbarun-
gen

- Hohe der Ausgaben fir Personalmittel gemaR § 2 Abs. 2 a) Var. 1

- Hohe der Ausgaben fir Sachmittel gemall § 2 Abs. 2 a) Var. 2

- Hohe der Ausgaben flr Qualifizierung und Weiterbildung gemaR § 2 Abs. 2 b)

§ 13 - Riickforderung und Verzinsung von Bundesmitteln

Betrage, die nicht entsprechend des § 2 dieser Zusatz-Verwaltungsvereinbarung verwendet wurden,
werden in Hohe des Finanzierungsanteils des Bundes an den Bund zuriickgezahlt. Sie kbnnen vom
Land erneut in Anspruch genommen werden. § 13 VV bleibt unberihrt.



§ 14 - Bezugnahme zur Verwaltungsvereinbarung DigitalPakt Schule 2019 bis 2024

(1) Soweit in dieser Vereinbarung keine abweichenden Regelungen getroffen sind, gelten die Bestim-
mungen der Verwaltungsvereinbarung DigitalPakt Schule 2019 bis 2024.

(2) Fir den Zeitraum ab den SchulschlieBungen infolge der COVID-19-Pandemie bis zum 31.12.2021
gilt § 6 Abs. 3 Nr. 3 lit. b) der VV DigitalPakt Schule 2019 bis 2024 mit der Maligabe, dass technisch-
padagogische Einsatzkonzepte der antragbewilligenden Stelle spatestens zum Zeitpunkt der Schluss-
abrechnung der jeweiligen MalRnahme vorzulegen sind.”

§ 15 - Laufzeit, Inkrafttreten

Diese Zusatzvereinbarung tritt am Tag nach Unterzeichnung durch Bund und Lander in Kraft und en-
det mit dem Ablauf der Verwaltungsvereinbarung zum DigitalPakt Schule 2019 bis 2024.

Berlin, den .....cceeevvevvevveienes

Flr die Bundesrepublik Deutschland



Fiir das Land Baden-Wirttemberg



Fiir den Freistaat Bayern



Fur das Land Berlin



Fiir das Land Brandenburg



Fur die Freie Hansestadt Bremen



Fir die Freie und Hansestadt Hamburg



Fur das Land Hessen



Fiir das Land Mecklenburg-Vorpommern



Fur das Land Niedersachsen



Fur das Land Nordrhein-Westfalen



Fur das Land Rheinland-Pfalz



Fur das Saarland



Fur den Freistaat Sachsen



Fur das Land Sachsen-Anhalt



Fiir das Land Schleswig-Holstein



Fiir den Freistaat Thiringen



	661L.pdf
	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/661
	Mitteilung des Senats vom 20. Oktober 2020
	Zusatz-Verwaltungsvereinbarung „Administration“ zum DigitalPakt Schule 2019 bis 2024



	Anlage zu Drs-20-661

